
Wann hat ein Mensch vor dem
Gesetz eine Behinderung?
Das Bundesteilhabegesetz soll eine gleichberechtigte Teilhabe
an der Gesellschaft für Menschen mit Behinderung auf den Weg
bringen. Es wurde im Jahr 2016 verabschiedet und wird über
sieben  Jahre  hinweg  stufenweise  in  Kraft  gesetzt  –  ein
komplexes Verfahren, das sehr viele verschiedene Änderungen
umfasst. Ein Beispiel ist die neue Definition des Begriffs
„Behinderung“ im Sozialgesetzbuch IX, die dort ab 2018 mit
einer neuen Formulierung verankert sein wird. Dieser Text ist
die Grundlage für vieles andere – und deshalb nicht nur sehr
wichtig, sondern auch umstritten.
Die Ausführungen in diesem Interview geben nur die persönliche
Auffassung von Dr. Till Sachadae wieder, sie sind getrennt von
seinem dienstlichen Auftrag zu verstehen.

Herr Sachadae, warum ist eine neue
Definition  des  Begriffs
„Behinderung“ nötig?
Zuallererst,  weil  Deutschland  gesetzlich  dazu  verpflichtet
ist,  seine  Gesetze  an  die  Regeln  der  UN-
Behindertenrechtskonvention anzupassen. Damit sind rechtliche,
inhaltliche und sprachliche Anforderungen verbunden, die in
der  aktuellen  Definition  des  Begriffs  „Behinderung“  nicht
vollständig erfüllt sind. Zweitens bestimmt ja die Frage, ab
wann ein Mensch laut Gesetz eine Behinderung hat und wodurch
genau diese definiert wird, sehr stark mit, was sich in Sachen
Inklusion in der Gesellschaft tun wird – oder eben nicht.
Manchen Leuten mag die Diskussion über so einen kurzen Text
also  vielleicht  kleinlich  vorkommen,  aber  die  Wirkung  der
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Details  darin  ist  weitreichend.  Auf  der  Grundlage  solcher
sprachlichen  Feinheiten  wird  nämlich  entschieden,  wer
Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch IX beanspruchen kann und
wer nicht.

Wie definiert das Sozialgesetzbuch
den  Begriff  „Behinderung“  bisher,
und was wird künftig anders sein?
Der bisher geltende Gesetzestext definiert eine Behinderung
so:  Der  individuelle  körperliche,  geistige  oder  seelische
Zustand eines Menschen muss von einem für das Lebensalter
typischen  Zustand  abweichen  und  dadurch  muss  die  Teilhabe
dieses Menschen am Leben in der Gesellschaft beeinträchtigt
sein. Aus Sicht des Gesetzgebers liegt dann ein Handicap vor
und wird auch als solches anerkannt. Das Problem mit dieser
Definition: Es wird davon ausgegangen, dass Beeinträchtigungen
bei  der  Teilhabe  aus  einer  körperlichen,  geistigen  oder
seelischen Abweichung heraus resultieren müssen. Das greift
aber gedanklich zu kurz. Ein Mensch mit Behinderung kann ja
oft auch deshalb nicht gleichberechtigt am gesellschaftlichen
Leben teilhaben, weil die Gesellschaft ihn nicht lässt. Wie
seine Umwelt gestaltet ist, denkt und handelt, bestimmt in
hohem  Maße  mit,  ob  eine  Behinderung  überhaupt  als  solche
empfunden  wird  oder  nicht.  Genau  das  besagt  auch  die  UN-
Behindertenrechtskonvention,  doch  die  bisher  geltende
Definition des Begriffs Behinderung im Sozialgesetzbuch gibt
dieses Denken nicht wieder. Verkürzt ausgedrückt stand der
Gesetzgeber  also  jetzt  vor  der  Aufgabe,  den
Behinderungsbegriff  so  anzupassen,  dass  damit  ein  neuer
Leitsatz  abgebildet  wird,  der  auch  einer  Kampagne  des
Sozialverbandes Deutschland ihren Namen gegeben hat: „Ich bin
nicht behindert, ich werde behindert!“



Ist  das  in  der  neuen
Behinderungsdefinition  aus  Ihrer
Sicht gelungen?
Das ist schwierig zu beantworten, weil das von der Auslegung
der sprachlichen Feinheiten abhängt, aber auch davon, welche
Erwartungen an diese neue Definition gestellt werden. Ging es
den Juristen um mehr Klarheit in der Rechtslage? Sollte das
Bewusstsein durch bessere Formulierungen geschärft werden? Das
ist  sicherlich  gelungen.  Aber  sollte  es  auch  inhaltliche
Veränderungen in der neuen Definition geben, die tatsächlich
rechtliche Konsequenzen haben? Das ist meiner Ansicht nach
weitestgehend danebengegangen.

Woran machen Sie das fest?
Um  das  zu  beantworten,  stelle  ich  am  besten  mal  beide
Definitionen  nebeneinander.  Die  bisherige  Formulierung,  die
noch bis Ende 2017 gilt, lautet so:

„Menschen  sind  behindert,  wenn  ihre  körperliche  Funktion,
geistige  Fähigkeit  oder  seelische  Gesundheit  mit  hoher
Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate von dem für das
Lebensalter  typischen  Zustand  abweichen  und  daher  ihre
Teilhabe am Leben in der Gesellschaft beeinträchtigt ist […].“

Ab 2018 tritt die folgende neue Definition in Kraft:

„Menschen mit Behinderungen sind Menschen, die körperliche,
seelische, geistige oder Sinnesbeeinträchtigungen haben, die
sie in Wechselwirkung mit einstellungs- und umweltbedingten
Barrieren  an  der  gleichberechtigten  Teilhabe  an  der
Gesellschaft  mit  hoher  Wahrscheinlichkeit  länger  als  sechs
Monate hindern können. Eine Beeinträchtigung nach S. 1 liegt
vor, wenn der Körper- und Gesundheitszustand von dem für das
Lebensalter typischen Zustand abweicht.“



Auf  den  ersten  Blick  unterscheiden  sich  die  Versionen
voneinander.  Aber  wenn  man  genauer  hinschaut,  wurden
eigentlich  nur  ein  paar  neue  Formulierungen  eingebaut.

Warum  reicht  das  aus  Ihrer  Sicht
nicht aus?
Das Problem an dieser neuen Definition – und eine häufige, aus
meiner  Sicht  berechtigte  Kritik  seitens  der
Behindertenverbände  –  ist,  dass  sich  inhaltlich  nichts
verändert hat. Der Text ist sprachlich überarbeitet und in
Teilen auch verbessert worden. Das ist fraglos wichtig, weil
man annehmen kann, dass die Sprache auch ein Stück weit das
Denken beeinflusst. Das wird aber leider kaum bis gar nicht
dazu führen, dass die neue Definition auch rechtlich anders
ausgelegt oder angewendet werden wird als die bisherige.

Was  genau  finden  Sie  an  den
Änderungen problematisch?
Zunächst einmal ist es dem Gesetzgeber nicht gelungen, die
Vorgaben der UN-Behindertenrechtskonvention sauber umzusetzen,
obwohl  genau  das  eines  der  erklärten  Ziele  des
Bundesteilhabegesetzes  war.  Ein  Beispiel:  Im  neuen
Gesetzestext wird jetzt ausdrücklich die „gleichberechtigte“
Teilhabe angesprochen. Das erscheint auf den ersten Blick zwar
richtig  formuliert,  weil  auch  in  der  UN-
Behindertenrechtskonvention von einer „vollen, wirksamen und
gleichberechtigten Teilhabe“ die Rede ist. Im Unterschied zum
Konventionstext wurden im Bundesteilhabegesetz aber die Worte
„voll“  und  „wirksam“  komplett  weggelassen.  Damit  wird  das
Thema Teilhabe abgeschwächt, wenn nicht sogar abgewertet.



Sehen Sie denn auch Annäherungen an
die  Vorgaben  der  UN-
Behindertenrechtskonvention?
Ja, die gibt es schon, nur betreffen sie leider Bereiche der
Definition, die keine echten Veränderungen bewirken – und das,
obwohl  man  als  Laie  wahrscheinlich  erstmal  einen  ganz
positiven  Eindruck  bekommt.  In  der  Definition  ist
beispielweise  das  Wort  „Sinnesbeeinträchtigung“  ergänzt
worden. Damit sind insbesondere Behinderungen des Sehens und
Hörens  gemeint,  die  im  bisherigen  Behindertenbegriff  nicht
extra erwähnt waren. Diese Änderung wirkt wie eine inhaltliche
Neuerung, die mehr Behinderungsarten einschließt, es ist aber
keine.

Warum nicht?
Weil diese Behinderungen ohnehin zu den körperlichen zählen,
und die sind auch in der alten Definition erwähnt und damit
abgedeckt. Dass das ergänzt wurde, trägt sicherlich zu einer
Schärfung des Bewusstseins bei, weil etwas klarer wird, dass
körperliche Behinderungen manchmal für andere Menschen nicht
unbedingt auf den ersten Blick sichtbar sind. Rechtlich ist
dadurch aber nichts anders geworden, auch hier ist nur eine
rein  sprachliche  Annäherung  an  den  Wortlaut  der  UN-
Behindertenrechtskonvention passiert. Wie ich schon sagte, ist
das überhaupt das größte Manko des neuen Textes aus meiner
Sicht: Es gibt keine wirklichen inhaltlichen Veränderungen.

Was  sind  die  Folgen  für  Menschen
mit Handicap?
Viele  von  ihnen  gelten  durch  die  neue  Definition  auch
weiterhin  nicht  als  Menschen  mit  Behinderung.  Sie  haben
deshalb keinen Anspruch auf Leistungen vom Staat oder auf



sonstige  Nachteilsausgleiche.  Vorübergehende  Behinderungen
werden zum Beispiel weiterhin nicht anerkannt, obwohl auch für
diese Menschen die gesellschaftliche Teilhabe ja nachweislich
eingeschränkt ist. Auch altersbedingte Erkrankungen gelten in
der neuen Definition nicht als Handicap. Im Text steht ja
weiterhin, dass der Zustand eines Menschen von dem „für das
Lebensalter typischen Zustand“ abweichen muss, und zwar „mit
hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate“. Damit hat
laut Gesetz weder ein junger Mann eine Behinderung, der einen
schweren Unfall hatte und sich deshalb ein knappes halbes Jahr
mit Rollstuhl durch seine Umwelt bewegt, noch eine alte Dame,
die im dafür „typischen“ Lebensalter an einer Demenz erkrankt
ist. Aus meiner Sicht leben aber beide Menschen nicht weniger
mit einer geistigen oder körperlichen Behinderung als andere
auch.

Gibt es denn trotzdem sprachliche
Veränderungen im Vergleich zu 2016,
die Sie unverzichtbar finden?
Gut  und  wichtig  ist,  dass  das  Wort  „behindert“  durch
„Behinderung“ ersetzt wurde. Das stützt den schon erklärten
Wechselwirkungsansatz, denn damit sind Menschen laut Gesetz
nicht mehr behindert, sondern werden höchstens behindert, denn
sie haben eine Behinderung. Damit wird auch eine sprachliche
Norm geprägt, weil diese jetzt offiziell verankert wurde – und
dadurch wird sich irgendwann hoffentlich auch etwas in den
Köpfen tun. Die Formulierung „Wechselwirkung mit einstellungs-
und  umweltbedingten  Barrieren“  ist  in  diesem  Zusammenhang
ebenfalls eine wichtige, weil damit nochmals klarer gemacht
wird, dass eine Behinderung immer im Zusammenhang mit der
Umwelt eines Menschen steht und auch dadurch zustande kommt.
Mit  den  „einstellungsbedingten“  Barrieren  werden  außerdem
Ängste und Vorurteile seitens der Arbeitgeber benannt, die
Menschen  mit  Behinderung  ein  Berufsleben  oft  gänzlich



unmöglich  machen.  Und  gut  ist  auch,  dass  „umweltbedingte“
Barrieren  erwähnt  werden,  mit  denen  sowohl  bauliche  und
technische als auch kommunikative Hürden gemeint sein können.
Eine  zu  komplexe  Sprache  gilt  künftig  also  genauso  als
Barriere  wie  eine  fehlende  Rampe  vor  einem  öffentlichen
Gebäude. –


